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Gifhorn (NI)/Berlin (BE). Wir brauchen keine 
Freigabe der strategischen Ölreserven, die Bun-
desregierung rief eine Taskforce ins Leben und 
forderte wirksame Gegenmaßnahmen, so Wirt-
schaftsministerin Katherina Reiche (CDU) noch 
vor wenigen Tagen. Jetzt kommt es jedoch an-
ders. Außerdem sollen Tankstellen in Deutsch-
land nur noch einmal am Tag ihre Spritpreise 
erhöhen dürfen. Dieses Modell wolle die Bundes-
regierung so rasch wie möglich einführen, sagte 
Reiche. Wieder zeigt die Regierung in Berlin eine 
völlige Planlosigkeit. Aussagen, Zusagen und ein 
entschlossenes Handeln fehlen, der Bürger kann 
sich auf Aussagen der Regierung nicht verlassen. 

Schon jetzt bezieht Deutschland nur rund sechs Pro-
zent seines Rohöls aus Nahost und setzt stattdessen 
auf Importe aus anderen Ländern wie beispielsweise 
Norwegen und beim Gas auf LPG aus den USA. Die 
Folgen für Autofahrer zeigen sich jetzt bereits deut-
lich: An den Zapfsäulen stiegen die Preise für Diesel 
und Benzin zwischenzeitlich deutlich über zwei Euro. 
Die vor allem in Deutschland stark steigenden Sprit-
preise belasten zunehmend die Wirtschaft sowie Ver-
braucher. Daher rücken sie in den Fokus der Politik. 
Auslöser ist vor allem die angespannte geopolitische 
Lage im Nahen Osten mit den Unruhen rund um den 
Persischen Golf und die zeitweise blockierte Straße 
von Hormus. Diese ist eine der wichtigsten Transport-
routen der Welt, rund ein Fünftel des weltweit gehandel-
ten Öls passiert normalerweise diese Meerenge. Die 
Dieselpreise sind mancherorts schon über 2,20 Euro 
pro Liter gestiegen und auch der Liter Super E10 
überquerte die 2-Euro-Marke.

Auch die Preise für Heizöl stiegen. 

Das Rohöl, welches die Basis für das aktuell ver-
wendete Benzin und Diesel ist, wurde zu einem viel 
günstigeren Preis eingekauft und raffiniert! Auch 
Bundesfinanzminister Lars Klingbeil drohte bereits 
mit Konsequenzen, sollten Mineralölkonzerne versu-
chen, aus dem Iran-Krieg Kapital zu schlagen. 

Eine Diversifizierung ist ein wichtiger Schutzfaktor 
gegen krisenbedingte Preisschocks. Maßnahmen 
wie eine häufig genannte Option einer temporären 
Senkung staatlicher Abgaben, etwa der Energiesteu-
er oder der CO²-Bepreisung sind Scheindiskussio-
nen. Bereits 1972 und 2022 zeigten, der Erfolg für 
den Verbraucher bleibt aus. Maßnahmen dieser Art 
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wirken sich, wenn überhaupt, nur unmittelbar auf 
den Literpreis aus. Dem gegenüber belasten sie den 
Staatshaushalt erheblich und werden gleichzeitig kli-
mapolitische Lenkungswirkungen abschwächen. Ein 
Blick auf die dreimonatige Senkung der Energiesteu-
er 2022 in Folge des Ausbruchs des Ukraine-Krieges 
zeigten dieses bereits. 

Ein weiterer Ansatz ist eine strengere 
Marktaufsicht. 

Kritiker werfen Mineralölkonzernen vor, Preisanstie-
ge beim Rohöl sehr schnell an die Tankstellen weiter 
zu geben, während sinkende Einkaufspreise deutlich 
langsamer bei den Verbrauchern ankommen. Man 
spricht in diesem Zusammenhang vom „Rakete-und 
-Feder-Effekt“. Eine stärkere Kontrolle oder mehr 
Transparenz bei Preisänderungen könnte hier den 
Wettbewerb stärken. So ist die Reaktion mit einer 
Verordnung zu einer Preiserhöhung pro Tag in einer 
Krisensituation ebenfalls ein Scheingefecht. Eine 
kurzfristige Lösung könnte der Vorschlag von Bre-
mens Bürgermeister Andreas Bovenschulte (SPD) 
sowie Linken-Fraktionschefin Heidi Reichinnek sein, 
in der sie sich für eine offensivere Maßnahme aus-
sprachen, eine Übergewinnsteuer wieder einzufüh-
ren. Diese temporäre Sondersteuer würde die unver-
hältnismäßig hohen Gewinne der Mineralölkonzerne 
abschöpfen und könnte Verbraucher entlasten.

„Die Bundesregierung ist hier aufgefordert, schnellst-
möglich eine temporäre Steuerentlastung im Sinne 
der Autofahrer umzusetzen. Gleichzeitig braucht es 
dauerhaft mehr Transparenz und eine konsequente 
Marktaufsicht im Kraftstoffmarkt. Nur wenn Wettbe-
werb funktioniert und Preisentwicklungen nachvoll-
ziehbar sind, können Verbraucher darauf vertrauen, 
dass sie an der Tankstelle faire Preise zahlen,“ so 
AvD Präsident Lutz Leif Linden.

Jetzt zeigt sich, dass das Ausrufen der Reduzierung 
des Ausbau der erneuerbaren Energien, verbesserte 
Energieeffizienz und alternative Antriebe ein verfehl-
ter Wirtschaftsansatz war. Deutschland befand sich 
gemeinsam mit Verbraucher und Wirtschaft auf dem 
Weg unabhängiger von fossiler Energie zu werden. 
Der neue und unpräzise Weg des Wirtschaftsministe-
riums trug weiter zur Verunsicherung von Wirtschaft 
und Verbaucher bei. 
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